
Eisenstadt, am 18. November 1997

Präsident des Burgenländischen Landtages

DDr. Erwin SCHRANZ

Landhaus

7000 Eisenstadt

Antrag

gemäß Art. 29 Abs. 1 L-VG iVm § 22 GeOLT

der Landtagsabgeordneten

Dr. Peter Rezar

Franz Glaser

und Kollegen auf Erlassung eines Gesetzes über die Bezüge der obersten Organe des Landes

Burgenland (Burgenländisches Landesbezügegesetz - Bgld. LBG)
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Gesetz vom über die Bezüge der obersten Organe des Lan-
des Burgenland (Burgenländisches Landesbezügegesetz - Bgld. LBG)

Der Landtag hat beschlossen:

1. Abschnitt

Anwendungsbereich

§1

(1) Dem Landeshauptmann, dem Landeshauptmannstellvertreter, den Mitgliedern der
Burgenländischen Landesregierung und des Burgenländischen Landtages sowie dem
Amtsführenden Präsidenten und dem Vizepräsidenten des Landesschulrates für Bur­
genland gebühren Bezüge nach diesem Gesetz.

(2) Die im Abs. 1 angeführten Personen werden in ihrer Gesamtheit als "Organe"
bezeichnet.

2. Abschnitt

Bezüge und Sonderzahlungen

§2

Ausgangsbetrag

(1) Der Ausgangsbetrag für die Bezüge der Organe ist der monatliche Bezug eines
Mitgliedes des Nationalrates und beträgt S 100.000,--.

(2) Die Anpassung des Ausgangsbetrages richtet sich nach § 3 des Bundesverfassungs­
gesetzes über die Begrenzung von Bezügen öffentlicher Funktionäre.

§3

Höhe der Bezüge

(1) Die Bezüge betragen für

1. den Landeshauptmann
2. den Landeshauptmannstellvertreter

185%,
175%,
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3. ein Mitglied der Landesregierung, das weder Landeshauptmann
noch Landeshauptmannstellvertreter ist,

4. den Präsidenten des Landtages (wenn kein weiterer Beruf mit
Erwerbsabsicht ausgeübt wird)

5. einen Klubobmann im Landtag (wenn kein weiterer Beruf mit
Erwerbsabsicht ausgeübt wird)

6. den Amtsführenden Präsidenten des Landesschulrates
7. den Präsidenten des Landtages (wenn ein weiterer Beruf mit

Erwerbsabsicht ausgeübt wird)
8. den 2. Präsidenten und den 3. Präsidenten des Landtages
9. einen Klubobmann im Landtag (wenn ein weiterer Beruf mit

Erwerbsabsicht ausgeübt wird)
10. den Vizepräsidenten des Landesschulrates (wenn kein weiterer

Beruf mit Erwerbsabsicht ausgeübt wird)
11. einen Abgeordneten zum Landtag
12. den Vizepräsidenten des Landesschulrates (wenn ein weiterer

Beruf mit Erwerbsabsicht ausgeübt wird)

des Ausgangsbetrages nach § 2.

165%,

135%,

125%,
105%,

95%,
85%,

85%,

65%,
65%,

35%

(2) Hätte ein Organ gleichzeitig Anspruch auf mehrere Bezüge nach Abs. 1, gebührt
ihm nur der jeweils höchste Bezug.

(3) Der Präsident des Landtages sowie jeder Klubobmann im Landtag haben innerhalb
von vier Wochen nach Übernahme der Funktion zu erklären, ob auf die weitere Aus­
übung eines Berufes mit Erwerbsabsicht verzichtet wird.

§4

Anfall und Einstellung der Bezüge

(1) Der Anspruch auf Bezüge beginnt mit dem Tag der Angelobung - beim Amtsfüh­
renden Präsidenten und beim Vizepräsidenten des Landesschulrates mit dem Tag der
Bestellung - und endet mit dem Tag des Ausscheidens aus der Funktion.

(2) Wird außer im Fall des Abs. 3 die Funktion nicht während des ganzen Monats aus­
geübt, gebührt in diesem Monat nur für jeden Tag der Funktionsausübung ein Dreißig­
stel des Bezuges.

(3) Scheidet ein Organ durch Tod aus seiner Funktion aus, gebührt der Bezug bis zum
Ende des betreffenden Monats.

§5

Sonderzahlung
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Außer den Bezügen gebührt dem Organ für jedes Kalendervierteljahr eine Sonderzah­
lung in der Höhe von einem Sechstel der Summe der Bezüge, die ihm nach diesem
Gesetz für das betreffende Kalendervierteljahr tatsächlich zustehen (13. und 14.
Monatsbezug).

§6

Bezugsfortzahlung

(1) Organen ohne Anspruch auf die Fortsetzung einer Erwerbstätigkeit gebührt bei Be­
endigung ihrer Funktionsausübung eine Fortzahlung der vollen monatlichen Bezüge
unter anteilsmäßiger Berücksichtigung der Sonderzahlungen.

(2) Der Anspruch auf Bezugsfortzahlung besteht nur solange, als nicht ein Anspruch
auf Geldleistungen

1. für die Ausübung einer neuerlichen Funktion nach diesem Gesetz, nach ver­
gleichbaren bundes- oder landesrechtliehen Vorschriften oder für eine Funkti­
on im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften,

2. für eine sonstige Erwerbstätigkeit oder
3. aus einer Pension

besteht.

(3) Die Bezugsfortzahlung gebührt

1. Anspruchsberechtigten, die nach dem § 2 des Unvereinbarkeitsgesetz 1983
keinen anderen Beruf ausüben dürfen, für die Dauer von höchstens einem
Jahr;

2. sonstigen Anspruchsberechtigten für die Dauer von höchstens sechs Monaten.

(4) Der Anspruch auf Bezugsfortzahlung besteht nicht, wenn ein Anspruch

1. auf eine Geldleistung nach Abs. 2 Z 1 bis 3 deswegen nicht besteht, weil das
Organ darauf verzichtet hat, oder

2. ein Anspruch auf Pension deswegen nicht besteht, weil das Organ einen hier­
für erforderlichen Antrag nicht gestellt hat.

(5) Hat ein Anspruchsberechtigter auf Grund einer früheren Tätigkeit eine dem Abs. 1
vergleichbare Leistung nach diesem Gesetz, nach anderen bundesrechtlichen Vor­
schriften, nach landesrechtliehen Vorschriften oder nach Vorschriften der Europäi­
schen Gemeinschaften erhalten, ist diese auf den nunmehr gebührenden Anspruch
anzurechnen.

(6) Im übrigen gelten die Bestimmungen diese Gesetzes über die Bezüge auch für die
Bezugsfortzahlung.
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§7

Auszahlung der Bezüge und der Sonderzahlung

(1) Die Bezüge sind im voraus am Anfang eines jeden Monates auszuzahlen. Ist der
Auszahlungstag kein Arbeitstag, sind die Bezüge und die Sonderzahlungen am vorher­
gehenden Arbeitstag auszuzahlen.

(2) Die für das erste Kalendervierteljahr gebührende Sonderzahlung ist am 1. März,
die für das zweite Kalendervierteljahr gebührende Sonderzahlung am 1. Juni, die für
das dritte Kalendervierteljahr gebührende Sonderzahlung am 1. September und die für
das vierte Kalendervierte1jahr gebührende Sonderzahlung am 1. Dezember
auszuzahlen.

(3) Das Organ hat dafür zu sorgen, daß die ihm gebührenden Geldleistungen unbar auf
ein Konto überwiesen werden können. Ist der auszuzahlende Nettobetrag nicht durch
lOg teilbar, sind Restbeträge bis einschließlich 5 g zu vernachlässigen und Restbeträ­
ge von mehr als 5 g als volle lOg auszuzahlen.

3. Abschnitt

Sonstige Ansprüche

§8

Dienstwagen

(1) Dem Präsidenten des Burgenländischen Landtages und den Mitgliedern der Bur­
genländischen Landesregierung gebührt ein Dienstwagen.

(2) Die Anspruchsberechtigten haben für die Benützung des Dienstwagens einen mo­
natlichen Beitrag von 1,5 % des Anschaffungspreises dieses Dienstwagens, höchstens
aber von 7% des Ausgangsbetrages nach § 2 zu leisten.

§9

Vergütungen der Aufwendungen von
Mitgliedern des Burgenländischen Landtages

(1) Den Mitgliedern des Burgenländischen Landtages gebührt für alle Aufwendungen,
die ihnen durch die Ausübung des Mandates entstehen (Fahrtkosten, Aufenthaltsko­
sten, Bürokosten einschließlich der Betriebsausgaben und Ausgaben für Mitarbeiter,
alle sonstigen Aufwendungen mit Ausnahme allfälliger Bewirtungskosten), eine

IQ.II.I907/BLBGSAM

Seite 4



Vergütung in der Höhe der tatsächlichen Kosten, höchstens aber bis zu 6% des Aus­
gangsbetrages nach § 2 je Monat.

(2) Für Mitglieder des Burgenländischen Landtages, deren Wohnsitz vom Sitz des
Landtages so weit entfernt ist, daß die Anreise zum Sitz des Landtages unter Berück­
sichtigung der tatsächlichen Verkehrsverhältnisse länger als eine Stunde dauert, erhöht
sich der Betrag nach Abs. 1 um je 3% des Ausgangsbetrages nach § 2 für jede ange­
fangene halbe Stunde der nach den Abs. 3 und 4 ermittelten zusätzlichen Anreise­
dauer.

(3) Nach der Angelobung des Mitgliedes ist mit Bescheid festzustellen, wie lange es
nach den tatsächlichen Verkehrsverhältnissen im Durchschnitt zur Anreise von seinem
Wohnsitz zum Landtag benötigt.

(4) Der Ermittlung der Anreisedauer ist das für das Mitglied zeitlich günstigste Ver­
kehrsmittel zugrunde zu legen.

(5) Die Aufwendungen im Sinne des Abs. 1 sind bei der Landtagsdirektion spätestens
drei Monate nach Ende des Kalenderjahres, in dem diese Aufwendungen entstanden
sind, geltend zu machen. Verspätet geltend gemachte Aufwendungen sind der Bemes­
sung der Vergütung nicht zugrunde zu legen. Für Aufwendungen, die in offener Frist
geltend gemacht werden, ist die Vergütung in der Höhe der geltend gemachten Auf­
wendungen, höchstens aber bis zu dem auf das Mitglied des Burgenländischen Land­
tages für das betreffende Kalenderjahr entfallenden Gesamtbetrag auszuzahlen.

(6) Ändern sich die für die Berechnung maßgebenden Verhältnisse wesentlich und auf
Dauer, ist eine Neuberechnung durchzuführen. Das Mitglied des Burgenländischen
Landtages hat derartige Änderungen anzuzeigen.

§ 10

Vergütung für Dienstreisen

(1) Dienstreisen

1. des Landeshauptmannes, des Landeshauptmannstellvertreters und der Mitglie­
der der Burgenländischen Landesregierung,

2. der Mitglieder des Burgenländischen Landtages im Auftrag des Präsidenten
des Landestages und

3. des Amtsführenden Präsidenten und Vizepräsidenten des Landesschulrates,

sind nach den für Landesbeamte der höchsten Gebührenstufe geltenden Bestimmun­
gen der Reisegebührenvorschrift 1955 abzugelten, soweit in Abs. 2 nicht anders be­
stimmt wird.

19.11.1997/BLBG.SAM

Seite 5



(2) Für die im Abs. 1 Z 1 angeführten Organe ist die Nächtigungsgebühr in der Höhe
der tatsächlichen Kosten festzusetzen. Diesen Organen gebührt für Reisen im Inland
keine Tagesgebühr.

(3) Die Abs. 1 und 2 sind auf Dienstreise soweit nicht anzuwenden, als ihre Kosten
vom Land unmittelbar getragen werden (Staatsreisen).

4. Abschnitt

Pensionsversicherung

§11

Pensionsversicherungsbeitrag

(1) Das Organ hat für jeden Kalendermonat seiner Funktion oder der Bezugsfortzah­
lung gemäß § 6 im voraus einen monatlichen Pensionversicherungsbeitrag in der Höhe
von 11,75% des Bezuges (einschließlich der Sonderzahlung) oder einer allfälligen Be­
zugsfortzahlung an das Land zu leisten. Auf die Beitragsgrundlage sind die §§ 45 und
54 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG) anzuwenden.

(2) Abs. 1 und die §§ 12 und 13 sind nicht auf Organe anzuwenden, die in einem pen­
sionsversicherungsfreien Dienstverhältnis stehen.

§ 12

Anrechnungsbetrag

(1) Endet der Anspruch auf Bezüge oder auf Bezugsfortzahlung nach diesem Gesetz,
so hat das Land an den Pensionsversicherungsträger, der auf Grund der ausgeübten Er­
werbstätigkeit zuständig ist oder auf Grund der zuletzt ausgeübten Erwerbstätigkeit
zuständig war, einen Anrechnungsbetrag zu leisten.

(2) War das Organ bis zu dem im Abs. 1 angeführten Zeitpunkt nach keinem anderen
Bundesgesetz in der Pensionsversicherung pflichtversichert, so ist der Anrechnungsbe­
trag an die Pensions versicherungsanstalt der Angestellten zu leisten.

(3) Der Anrechnungsbetrag beträgt 22,8% der Beitragsgrundlage gemäß § 11 für jeden
Monat des Anspruches auf Bezug oder auf Bezugsfortzahlung. Die Sonderzahlungen
sind dabei anteilsmäßig zu berücksichtigen.

(4) Der Anrechnungsbetrag ist binnen sechs Monaten nach dem im Abs. 1 angeführten
Zeitpunkt zu leisten.

1911.1997/BLBG.SAM

Seite 6



§13

Anrechnung

Die gemäß § 12 Abs. 3 berücksichtigten vollen Monate gelten als Beitragsmonate der
Pflichtversicherung im Sinne der vom jeweiligen Pensionsversicherungsträger anzu­
wendenden sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften.

5. Abschnitt

Freiwillige Pensionsvorsorge

§ 14

(1) Für die Mitglieder der Landesregierung und dem Amtsfiihrenden Präsidenten des
Landesschulrates ist ein Betrag von 10%

1. der ihnen nach den §§ 3 und 4 gebührenden Bezüge und
2. der Sonderzahlungen

in die vom jeweiligen Organ ausgewählte Pensionskasse oder an ein von ihm ausge­
wähltes Versicherungsunternehmen für einen Versicherungsvertrag für eine Renten­
versicherung ohne Rückkaufsrecht zu leisten.

(2) Die übrigen, von Abs. 1 nicht erfaßten Organe können sich durch Erklärung zur
Leistung eines Beitrages in eine von ihnen ausgewählte Pensionskasse verpflichten.
Bei Abgabe einer solchen Erklärung durch das Organ

1. verringern sich die ihm nach den §§ 3 und 4 gebührenden Bezüge auf zehn
Elftel und

2. ist für das Organ ein Beitrag von 10% der gemäß Z 1 verringerten Bezüge und
Sonderzahlungen an die Pensionskasse zu leisten.

6. Abschnitt

Schlußbestimmungen

§ 15

Verzichtsverbot

Die Organe dürfen auf Geldleistungen nach diesem Gesetz nicht verzichten.
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§ 16

Verfahren

Auf das Verfahren nach diesem Gesetz ist das Allgemeine Verwaltungsverfahrensge­
setz 1991 anzuwenden.

§ 17

Verweisungen auf andere Gesetze

Soweit in diesem Gesetz auf Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in der nachste­
hend angefiihrten Fassung und mit dem nachstehend angeführten Titel anzuwenden:

1. Bundesverfassungsgesetz über die Begrenzung von Bezügen öffentlicher Funk­
tionäre, BGBL I Nr. 64/1997,

2. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBL Nr. 189/1955, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBL I Nr. 79/1997,

3. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, BGBl.Nr. 51, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl.Nr. 471/1995,

4. Reisegebührenvorschrift 1955, BGBL Nr. 133, in der für die Landesbeamten je­
weils geltenden Fassung,

5. Unvereinbarkeitsgesetz 1983, BGBL Nr. 330, zuletzt geändert durch das Bundes­
gesetz BGBL I Nr. 64/1997.

§ 18

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Juli 1998 in Kraft.
(2) Personen, die am 1. Juli 1998 die Funktion des Präsidenten des Landtages oder ei­
nes Klubobmannes ausüben, haben die Erklärung gemäß § 3 Abs. 3 bis längstens 3 1.
Juli 1998 abzugeben.
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